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Sachgebiet 611 


Unterrichtung 

durch die Bundesregierung 


Vorschiag einer Richtiinie des Rates zur Änderung des Anwendungsbereichs des 
ermäßigten Satzes der Geseiischaftsteuer, der zugunsten bestimmter 
Umstrukturierungen von Geseiischaften in Artikei 7 Abs. 1 b der Richtiinie des Rates 
betreffend die indirekten Steuern auf die Ansammlung von Kapital vorgesehen ist 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
GEMEINSCHAFTEN - 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft, insbesondere auf 
Artikel 99 und 100, 

auf Vorschlag der Kommission, 

nach Stellungnahme des Europäischen Parlaments, 

nach Stellungnahme des Wirtschafts- und Sozial- 
ausschusses, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

Artikel 7 Absatz 1 b der Richtlinie des Rates vom 
17. Juli 1969 betreffend die indirekten Steuern auf 
die Ansammlung von Kapital sieht die Anwen- 
dung eines ermäßigten Satzes der Gesellschaft- 
steuer für bestimmte Vorgänge der Umstrukturie- 
rung von Gesellschaften vor. 

Es erscheint angezeigt, die Anwendung dieses er- 
mäßigten Satzes auf diejenigen Vorgänge auszu- 
dehnen, bei denen eine im Entstehen begriffene oder 
bestehende Gesellschaft im Austausch gegen die von 
ihr ausgegebenen Gesellschaftsanteile ein Paket von 
Anteilen an einer anderen Gesellschaft erhält, mit 
der Folge, daß sie in der Regel in dieser letzteren 
Gesellschaft über eine uneingeschränkte Entschei- 


ü Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 249 
vom 3. Oktober 1969, S. 25 


dungsgewalt verfügt. Dieser Vorgang kann nämlich 
in wirtschaftlicher Hinsicht den in Artikel 7 Absatz 
1 b genannten Vorgängen der Umstrukturierung 
gleichgestellt werden - 

HAT FOLGENDE RICHTLINIE ERLASSEN: 

Artikel 1 

I Artikel 7 Absatz 1 b der Richtlinie des Rates vom 
I 17. Juli 1969 betreffend die indirekten Steuern auf 
I die Ansammlung von Kapital (69/335/EWG) erhält 
I folgende Fassung: 

I 

i „b) wird dieser Satz um 50 v. H. oder mehr ermäßigt, 

I wenn 

i 

i — eine oder mehrere Kapitalgesellschaften ihr ge- 
; samtes Gesellschaftsvermögen oder einen oder 
I mehrere Zweige ihrer Tätigkeit in eine oder meh- 
I rere Kapitalgesellschaften einbringen, die ge- 
I gründet werden oder bereits bestehen; 

I — eine Kapitalgesellschaft, die gegründet wird oder 
bereits besteht, Anteile erhält, die mindestens 
75 V. H. des früher von einer anderen Kapitalge- 
sellschaft ausgegebenen Gesellschaftskapitals 
ausmachen. Der Betrag der auf Grund dieser Be- 
stimmung nicht erhobenen Steuer wird jedoch 
fällig, wenn die Gesamtheit dieser Anteile nicht 
während einer Frist von fünf Jahren, gerechnet 
ab dem Zeitpunkt des zum ermäßigten Satz ab- 
gewickelten Vorgangs, in Besitz bleibt, es sei 
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denn, daß diese Anteile im Rahmen eines Vor- 
gangs abgetreten werden, für den auf Grund 
dieses Absatzes b der ermäßigte Steuersatz gilt, 
oder im Rahmen der Auflösung der die Anteile 
erwerbenden Gesellschaft. 

Die Ermäßigung hängt davon ab, 

— daß für die Einlagen ausschließlich Gesellschafts- 
anteile gewährt werden, wobei die Mitgliedstaa- 
ten die Ermäßigung auch auf die Fälle ausdeh- 
nen können, in denen für die Einlagen Gesell- 
schaftsanteile und eine bare Zuzahlung von nicht 
mehr als 10 v. H. ihres Nennbetrags gewährt wer- 
den; 


— daß die an dem Vorgang beteiligten Gesellschaf- 
ten den Ort ihrer tatsächlichen Geschäftsleitung 
oder ihren satzungsmäßigen Sitz im Hoheitsge- 
biet eines Mitgliedstaates haben." 

Artikel 2 

Die Mitgliedstaaten setzen zum 1. Januar 1973 die 
erforderlichen Rechts- und Verwaltungsvorschriften 
in Kraft, um dieser Richtlinie nachzukommen, und 
setzen die Kommission hiervon unverzüglich in 
Kenntnis. 

Artikel 3 

Diese Richtlinie ist an alle Mitgliedstaaten gerich- 
tet. 


Gemäß Artikel 2 Satz 2 des Gesetzes vom 27. Juli 1957 zugeleitet mit Schreiben des Bundeskanzlers vom 
9. Oktober 1972 - 1/4 (lV/1 ) - 680 70 - E - Ge 27/72: 

Dieser Vorschlag ist mit Schreiben des Herrn Präsidenten der Kommission der Europäischen Gemein- 
schaften vom 21. September 1972 dem Herrn Präsidenten des Rates der Europäischen Gemeinschaften über- 
mittelt worden. 

Die Anhörung des Europäischen Parlaments und des VJirtschafts- und Sozialausschusses zu dem genannten 
Kommissionsvorschlag ist vorgesehen. 

Der Zeitpunkt der endgültigen Beschlußfassung durch den Rat ist noch nicht abzusehen. 
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Begründung 


l. Um kumulative Auswirkungen der Gesell- 
schaftsteuer zu vermeiden, sieht Artikel 7 Abs. 1 b 
der Richtlinie vom 17. Juli 1969 betreffend die in- 
direkten Steuern auf die Ansammlung von Kapital 
vor, daß der normale Satz ermäßigt wird, „wenn 
eine oder mehrere Kapitalgesellschaften ihr gesam- 
tes Gesellschaftsvermögen oder einen oder mehrere 
Zweige ihrer Tätigkeit in eine oder mehrere Kapital- 
gesellschaften einbringen, die gegründet werden 
oder bereits bestehen". Diese Ermäßigung wird von 
der Voraussetzung abhängig gemacht, daß für die 
Einlagen Gesellschaftsanteile gewährt werden (ge- 
gebenenfalls in Verbindung mit einer baren Zuzah- 
lung von nicht mehr als 10 v. H. des Nennbetrags 
dieser Anteile), und daß die an dem Vorgang betei- 
ligten Gesellschaften den Ort ihrer tatsächlichen Ge- 
schäftsleitung oder ihren satzungsmäßigen Sitz im 
Hoheitsgebiet eines Mitgliedstaates haben. 

Am 9. Dezember 1971 hat die Delegation des Ver- 
einigten Königreichs bei den Europäischen Gemein- 
schaften im Rahmen der Verhandlungen über den 
Beitritt ein Memorandum vorgelegt, in dem sie eine 
Anpassung dieses Absatzes 1 b dahin gehend bean- 
tragte, daß der Anwendungsbereich des ermäßigten 
Satzes auf bestimmte Vorgänge von Umstrukturie- 
rungen von Gesellschaften ausgedehnt werden soll- 
te, die mit der betreffenden Bestimmung sichtlich 
nicht erfaßt werden und damit aufgrund der Richt- 
linie vom 17. Juli 1969 dem normalen Satz der Ge- 
sellschaftsteuer unterliegen. Dieser Vorgang der 
Umstrukturierung spielt sich im Vereinigten König- 
reich so ab, daß in eine im Entstehen begriffene oder 
bestehende Gesellschaft die Gesamtheit oder ein 
sehr bedeutender Anteil des Aktienkapitals einer 
anderen Gesellschaft eingebracht werden (im Ge- 
gensatz zu der in Artikel 7 Abs. 1 b der Richtlinie 
vorgesehenen Einbringung des gesamten Vermö- 
gens einer Gesellschaft in eine andere Gesellschaft). 
Für diese Einlage werden Anteilscheine am Gesell- 
schaftskapital der erwerbenden Gesellschaft ge- 
währt. Praktisch handelt es sich um einen Austausch 
von Gesellschaftsanteilen zwischen einer Gesell- 
schaft einerseits und den Aktionären einer anderen 
Gesellschaft andererseits. 

Die Delegation des Vereinigten Königreichs wies 
in ihrem Memorandum darauf hin, daß dieser Vor- 
gang der Umstrukturierung im Vereinigten König- 
reich eine wichtige Rolle spiele und daß sie es des- 
halb für nützlich erachte, auch hierfür den in Arti- 
kel 7 Abs. 1 b vorgesehenen ermäßigten Satz der 
Gesellschaftsteuer zu gewähren, um die Rationali- 
sierung der Industrie nicht zu entmutigen. 


1) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 249 
vom 3. Oktober 1969, S. 25 


i Auf den Antrag des Vereinigten Königreichs hin 
I erklärte die Delegation der Gemeinschaft für die 
i Verhandlungen mit dem Vereinigten Königreich, 
i daß die Frage der Ausdehnung des Anwendungsbe- 
reichs von Artikel 7 Abs. 1 b der Richtlinie vom 
17. Juli 1969 von den Gremien der Gemeinschaft zur 
Zeit noch geprüft werde und daß die Gemeinschaft, 
um dem Anliegen der Delegation des Vereinigten 
Königreichs Rechnung zu tragen, sich verpflichte, 
ihre Arbeiten auf diesem Gebiet im Benehmen mit 
den beitrittswilligen Ländern in der Weise zu füh- 
I ren, daß diese Prüfung während der Interimszeit ab- 
I geschlossen wird. 

! 

I Eine entsprechende Erklärung wurde Irland gegen- 
j über abgegeben, das in der Zwischenzeit einen ähn- 
lichen Antrag wie das Vereinigte Königreich ge- 
stellt hatte. 

i 2. Die im Memorandum des Vereinigten König- 
I reichs genannten Vorgänge der Umstrukturierung, 
die übrigens auch in einigen Mitgliedstaaten Vor- 
kommen, können in wirtschaftlicher Hinsicht den in 
Artikel 7 Abs. 1 b der Richtlinie vom 17. Juli 1969 
erfaßten Fusionsvorgängen gleichgestellt werden. 
Alle diese Vorgänge führen zu einer wirtschaftlichen 
Vereinigung mehrerer Unternehmen. Zu bemerken 
ist übrigens, daß die Umstrukturierungen durch Aus- 
tausch von Gesellschaftsanteilen im Vergleich zu 
den in dieser Bestimmung erfaßten Fusionen gewis- 
se Vorteile, wie z. B. Anpassungsfähigkeit, aufwei- 
sen, insbesondere wenn es sich um einen Zusam- 
menschluß von Gesellschaften auf internationaler 
Ebene handelt. Die Kommission vertritt somit die 
Auffassung, daß auch für diese Geschäfte der er- 
mäßigte Satz der Gesellschaftsteuer gewährt wer- 
den sollte. 

3. Artikel 1 dieses Vorschlags sieht folglich vor, 

I den Anwendungsbereich des in Artikel 7 Abs. 1 b 
1 der Richtlinie vom 17. Juli 1969 genannten ermäßig- 
j ten Satzes der Gesellschaftsteuer auf den Fall aus- 
zudehnen, daß „eine im Entstehen begriffene oder 
bestehende Kapitalgesellschaft Anteile erhält, die 
' mindestens 75 v. H. des früher ausgegebenen Gesell- 
schaftskapitals einer anderen Kapitalgesellschaft 
I ausmachen". 

j 

' Es dürfte sich empfehlen, bestimmte Ausdrücke, die 
in dieser neuen Bestimmung verwendet werden, 

I näher zu erläutern: 

— „Kapitalgesellschaften". Es handelt sich selbst- 
verständlich um Kapitalgesellschaften im Sinne 
der Richtlinie vom 17. Juli 1969, d. h. um die in 
Artikel 3 dieser Richtlinie genannten Gesellschaf- 
ten. 
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— ,, Erhält". Damit für die Einbringung von Gesell- 
schaftsanteilen in eine im Entstehen begriffene 
oder bestehende Kapitalgesellschaft (A) der er- 
mäßigte Satz der Gesellschaftsteuer gewährt 
werden kann, muß sie (A) mit dieser Einbringung 
mindestens 75 v. H. des früher ausgegebenen Ka- 
pitals der Gesellschaft (B) erwerben, deren An- 
teile eingebracht werden. 

Erhält die Gesellschaft A diese 75 v. H. in mehreren 
Stufen, so gilt der ermäßigte Satz ausschließlich für 
den gesellschaftsteuerpflichtigen Vorgang, mit dem 
die Gesellschaft A diesen Mindest-Vomhundertsatz 
erreicht, sowie für die gegebenfalls folgenden steu- 
erpflichtigen Vorgänge, wenn sie ebenfalls die vor- 
gesehenen Bedingungen erfüllen. 

Wenn beispielsweise die Gesellschaft A: 

— zunächst lediglich Anteile kauft, die 30 v. H. des 
Kapitals der Gesellschaft B ausmachen, 

— sodann durch Einbringung Anteile in Höhe von 
20 V. H. des Kapitals der Gesellschaft B erhält, 
wobei für diese Anteile im Anschluß an eine Ka- 
pitalerhöhung neu ausgegebene Anteile der Ge- 
sellschaft A gewährt werden (die Anteile von B 
werden somit gegen Anteile von A eingetauscht), 

— schließlich durch einen zweiten und dritten Aus- 
tausch von Anteilen weitere Anteile erwirbt, 
die das erstemal 30 v. H. und das zweitemal 15 
V. H. des Kapitals der Gesellschaft B ausmachen, 
wobei das Kapital von A zweimal erhöht wird, 
um diesen Austausch abwickeln zu können, 

so wird der ermäßigte Satz der Gesellschaftsteuer 
nur für die zweite und dritte Kapitalerhöhung der 
Gesellschaft A gewährt. 

Wenn andererseits die Gesellschaft A 

— durch einen Austausch von Anteilen mit den 
Aktionären der Gesellschaft B Anteile in Höhe 
von 50 V. H. des Kapitals der Gesellschaft B er- 
hält, wobei das Kapital von A entsprechend er- 
höht wird, 

— sodann Anteile aufkauft, die 30 v. H. des Kapitals 
der Gesellschaft B ausmachen, 

— schließlich durch einen erneuten Austausch von 
Anteilen mit den Aktionären der Gesellschaft B 
Anteile in Höhe von 15 v. H. des Kapitals der 
Gesellschaft B erhält, wobei das Kapital von A 
erneut entsprechend erhöht wird, 

so wird der ermäßigte Satz der Gesellschaftsteuer 
nur für die letzte Kapitalerhöhung der Gesellschaft 
A gewährt. Der bloße Kauf von Anteilen ist kein 
steuerpflichtiger Vorgang im Sinne der Richtlinie 
vom 17. Juli 1969. 


— „75 V. H.". Um die Anwendung des ermäßigten 
Satzes auf die in Rede stehenden Vorgänge zu 
rechtfertigen, müssen diese Vorgänge zumindest 
in wirtschaftlicher Hinsicht möglichst weit- 
gehend den in Artikel 7 Abs. 1 b der Richt- 
linie vom 17. Juli 1969 erfaßten Fusionsvorgän- 
gen nahekommen. Im Anschluß an diese Vorgän- 
ge müssen die Gesellschaften daher so weitge- 
hend miteinander verbunden sein, daß sie eine 
einzige wirtschaftliche Einheit bilden. 

Es erwies sich daher als erforderlich, die Mindest- 
grenze festzusetzen, ab welcher man davon aus- 
gehen kann, daß eine Gesellschaft im Anschluß 
an eine Beteiligung am Gesellschaftskapital einer 
anderen Gesellschaft mit dieser eine einzige wirt- 
schaftliche Einheit bildet. Bei der Wahl dieser 
Grenze wurden folgende Aspekte berücksichtigt: 

— die gewählte Grenze muß für alle Mitglied- 
staaten gleich sein, damit die Gesellschaften, 
die Umstrukturierungsvorgänge durchführen, 
einer einheitlichen Gesellschaftsteuerrege- 
I lung unterliegen, unabhängig davon, welchem 

I Land sie angehören; 

I 

I — diese Grenze muß hoch genug sein, damit die 
j die Anteile erhaltende Gesellschaft in der 

Regel in der anderen Gesellschaft uneinge- 
I schränkte Entscheidungsgewalt erwirbt. 

Um diesen verschiedenen Zielen gerecht zu wer- 
' den, ist in diesem Entwurf vorgeschlagen wor- 

! den, die Mindestgrenze für die Beteiligung am 

Kapital einer anderen Gesellschaft auf minde- 
I stens 75 v. H. festzusetzen. 

! — „Früher ausgegebenes Gesellschaftskapital". Um 
; in den Genuß des ermäßigten Satzes zu gelan- 

I gen, muß die im Entstehen begriffene oder be- 

I stehende Gesellschaft Anteile erhalten, die min- 

! destens 75 v. H. des früher von einer anderen 

1 Gesellschaft ausgegebenen Gesellschaftskapitals 

j ausmachen. Unter Anteilen am früher ausgege- 

I benen Gesellschaftskapital („Issued share capi- 

j tal") sind die Anteile am Gesellschaftskapital zu 

i verstehen, die vor dem betreffenden Vorgang 

i an die Gesellschafter ausgegeben wurden. 

I 4. Um für die in Rede stehenden Vorgänge den 
: ermäßigten Satz der Gesellschaftsteuer in Anspruch 
! nehmen zu können, ist erforderlich, daß sie die Um- 
strukturierung zweier oder mehrerer Gesellschaften 
zum Ziele haben. Aus diesem Grund ist in Artikel 1 
Abs. b, zweiter Unterabsatz des Vorschlags vor- 
gesehen, daß die Gesellschaften, denen der ermä- 
ßigte Satz der Gesellschaftsteuer gewährt wurde, 
verpflichtet sind, den aufgrund dieser Ermäßigung 
j nicht gezahlten Teil der Steuer nachzuzahlen, wenn 
I sie nicht alle durch Kauf oder Einbringung in ihren 
Besitz gelangten Anteile der anderen Gesellschaft 
fünf Jahre lang behalten. Diese Frist gilt von dem 
' Tag des Vorgangs an, für den der ermäßigte Satz 
I gewährt wird (d. h. vom Tage der Gründung oder 
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der Kapitalerhöhung der Gesellschaft an). Der nicht 
gezahlte Teil der Steuer wird daher von der begün- 
stigten Gesellschaft geschuldet, wenn sie innerhalb 
der obengenannten Frist einen oder mehrere An- 
teile der aufgekauften Gesellschaft weiterverkauft 
oder diese Gesellschaft auflöst. 

Nimmt nach dem weiter obengenannten ersten Bei- 
spiel die Gesellschaft A am 1. Januar 1974 eine Ka- 
pitalerhöhung vor, um die Einbringung der Anteile 
abzugelten, die 30 v. H. des Kapitals der Gesellschaft 
B ausmachen, und am 1. Januar 1976 eine weitere 
Kapitalerhöhung zur Abgeltung der neuen Einbrin- 
gung von Anteilen, die 15 v. H. des Kapitals der 
Gesellschaft B betragen, 

— so hat die Gesellschaft A den auf die Einbrin- 
gung von 30 V. H. nicht erhobenen Teil der Ge- 
sellschaftsteuer nachzuzahlen, wenn sie vor dem 
1. Januar 1979 einen oder mehrere der Anteile 
an der Gesellschaft B veräußert, die sie am 1. Ja- 
nuar 1974 in Besitz hatte; 


— die Gesellschaft A hat den aiif die Einbringung 
von 15 V. H. nicht erhobenen Teil der Gesell- 
schaftsteuer nachzuzahlen, wenn sie vor dem 
1. Januar 1981 einen oder mehrere der Anteile an 
der Gesellschaft B veräußert, die sie am 1. Januar 
1976 in Besitz hatte. 

Schließlich dürfte noch darauf hinzuweisen sein, daß 
bei den betreffenden Vorgängen übereinstimmend 
mit den bereits bestehenden Regelungen für die in 
Artikel 7 Abs. 1 b der Richtlinie vom 17. Juli 
1969 genannten Umstrukturierungsvorgänge die Er- 
mäßigung des Satzes davon abhängig ist, daß für die 
Einbringung Gesellschaftsanteile (gegebenenfalls zu- 
sammen mit einer baren Zuzahlung von nicht mehr 
als 10 V. H. des Nennwertes dieser Anteile) ge- 
währt werden und daß die an dem Vorgang betei- 
ligten Kapitalgesellschaften ihre tatsächliche Ge- 
schäftsleitung oder ihren satzungsmäßigen Sitz im 
Hoheitsgebiet eines Mitgliedstaates haben (vgl. Ar- 
tikel 1 Abs. 3 dieses Vorschlags). 
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